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Sachverhalt

Ich habe eine Frage im Zusammenhang mit Unterhaltsverträgen:

 

Von der Vormundschaftsbehörde werden Klienten an unsere Beratungsstelle verwiesen (im Sinne einer möglichen freiwilligen Beratung) für die Erstellung von Unterhaltsverträgen, z.T. verbunden mit Vereinbarungen für die gemeinsame elterlichen Sorge.

 

Frage 1

Die VB verlangt von den Eltern, entweder, dass sie den Unterhaltsvertrag (3-fach) auf der VB unterschreiben, resp. dass die Unterhaltsverträge beglaubigt eingeschickt werden. Ist diese Prozedur üblich? Warum genügt es nicht, die Verträge von beiden Eltern unterschrieben der VB einzusenden?

 

Frage 2:

Bei der Vereinbarung für das gemeinsame elterliche Sorgerecht habe ich mich an die Muster aus „Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe“, 1999, Verlag für Soziales und Kulturelles, Luzern, Hochschule für Soziale Arbeit Luzern HSA gehalten. Dort heisst es (Seite 54, Nicht verheiratete Eltern, Betreuung, Punkt 2;) „Im Falle der Auflösung des gemeinsamen Haushaltes steht die Obhut über das Kind der Mutter zu.“

 

Die VB schreibt nun: „Die Vereinbarung unter … bei Auflösung der Hausgemeinschaft stehe die Obhut über das Kind der Mutter zu, ist so nicht genehmigungsfähig. Die Situation muss im Zeitpunkt der Auflösung der Hausgemeinschaft geprüft werden. Ob die Obhut bzw. die elterliche Sorge der Mutter oder dem Vater zugeteilt werden soll, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht prüfbar.“

 

Ich bin der Meinung, dass diese Sichtweise der VB nicht korrekt ist. 

Darf ich sie um ihre Stellungnahme bitte. Ich bedanke mich dafür sehr.

 

Erwägungen

Zu Frage 1
Die Vormundschaftsbehörde darf die Vereinbarung nur genehmigen, wenn diese den gesetzlichen Anforderungen entspricht und die Behörde sich zudem vergewissert hat, dass sie auf umfassender Information der Vertragsparteien über die Rechtslage und auf freier und unbeeinflusster Meinungsbildung basiert, sowie dass die Unterschriften authentisch sind. Wenn die zuständige Behörde sich auf anderem Weg darüber ein Bild machen konnte, zum Beispiel durch persönliche Kenntnis der Parteien und ihrer Unterschriftsbilder, könnte auf das Erfordernis der Beglaubigung oder des persönlichen Erscheinens verzichtet werden. Als generelle Regel sind die Vorgaben der Vormundschaftsbehörde aber nicht zu beanstanden.

Zu Frage 2

Die Praxen der Vormundschaftsbehörden gehen in dieser Frage weit auseinander. Das Gesetz verlangt, dass sich die Eltern in einer genehmigungsfähigen Vereinbarung über ihre Anteile an der Betreuung des Kindes und die Verteilung der Unterhaltskosten verständigen. Von Gesetzes wegen ist dagegen nicht gefordert, dass sich die Eltern bereits über eine Trennungsregelung einig sind. Man darf ja auch heiraten, ohne schon vor dem Standesamt die Scheidungslösung zu präsentieren (was bei der Hälfte der abgeschlossenen Ehen allerdings offensichtlich dienlich wäre). Die in der Broschüre von 1999 vorgeschlagene Lösung huldigt einem überholten Prioritätsmuster zugunsten der Mutter, was seit dem intensiveren Einbezug der Väter in die Betreuungsarbeit nicht mehr durchgehend zu rechtfertigen ist. Deshalb sieht die Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht in ihrer 4. Auflage diese Priorisierung nicht mehr vor. Sie verweist gegenteils ausdrücklich darauf, dass eine Trennungsregelung nicht nötig sei. Die Mustersammlung schlägt für den Trennungsfall vor, wenigstens die faktische Obhut zu vereinbaren. Allerdings finden sich auch dazu andere Lösungen wie die Vereinbarung, auf welchem Weg die Obhutsregelung zu finden sei (z.B. Verpflichtung zur Konsultation einer Fachstelle). Im Streitfall müsste die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde halt eine vorsorgliche Massnahme treffen, wenn es zu keiner Einigung kommt. Jedenfalls wird mehr und mehr Abstand davor genommen, bei Geburt des Kindes eine Trennungslösung zu vereinbaren, die unter Umständen einer mehrjährigen Lebensgemeinschaft und den dadurch gewachsenen innerfamiliären Beziehungen nicht Rechnung trägt. Aus diesem Grund habe ich für die Anliegen Ihrer Vormundschaftsbehörde Verständnis, weshalb ich Ihnen empfehle, im Sinne der Mustersammlung 4. Auflage (121.1 S. 102 ff) ein Modell zu wählen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 9. Oktober 2006
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